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Am 1. Juli steigen die Renten für rund 
20 Millionen Rentnerinnen und 
Renter. Aus diesem Anlass sprachen 
wir mit Klaus Ernst, stellvertreten-
dem Bundesvorsitzenden der Partei 
DIE LINKE und zuständig für die 
Rentenkampagne »Gute Arbeit –  
Gute Löhne – Gute Rente«.

Am 1. Juli 2009 steigen die gesetz-
lichen Renten um 2,41 Prozent im 
Westen und 3,38 Prozent im Osten. 
Gar nicht so schlecht – mitten in 
einer Wirtschaftskrise. Ist das 
gerecht?

Die gesetzlichen Renten sollen  
mit den Löhnen steigen und damit  
auch Rentnerinnen und Rentner am 
wirtschaftlichen Fortschritt teilhaben 
lassen. Das ist auf jeden Fall gerecht. 
Und da im vorhergehenden Jahr  
die Löhne stärker gestiegen sind, 
müssen nun auch die Renten steigen. 
Das ist gut für die Menschen und gut 
für unsere Binnenwirtschaft. 

Dass die Rentenerhöhung dieses und 
letztes Jahr so hoch ausfällt, liegt 
jedoch daran, dass die Bundesregie-
rung den Riester-Faktor für zwei Jahre 
ausgesetzt hat. Das ist ein großer 
Erfolg unserer Rentenpolitik und auch 
auf unseren Druck als LINKE zurückzu-
führen. Wir fordern schon lange, den 
Riester-Faktor und die anderen Kür- 
zungsfaktoren abzuschaffen, damit 
die Renten wieder vernünftig steigen.

Wie kommt es, dass der Rentenwert 
Ost stärker steigt als der Renten-
wert West? Ist das die lange 
versprochene Angleichung?

Nein, auf keinen Fall. Dass der 
Rentenwert Ost dieses Jahr stärker 
ansteigt, hat vor allem mit statisti-
schen Korrekturen zu tun. Leider sind 
die Löhne im Osten immer noch 
deutlich niedriger als im Westen. Das 
wird sich auch nur mit einem gesetzli-
chen Mindestlohn von zehn Euro und 
starken Gewerkschaften ändern. 
Deswegen ist der Kampf um gute 
Renten eng mit dem Kampf um gute 
Arbeit und die Solidarität mit den 
Tarifauseinandersetzungen der 
Gewerkschaften verbunden.

Zur Angleichung des Rentenwerts  
Ost an den Rentenwert West hat die 
Große Koalition außer vollmundigen 
Worten wenig zu sagen. Wir sind die 
einzige Partei, die konsequent eine 
zügige Angleichung fordert. Für uns 
ist klar: Verkäuferinnen in Ost und 
West müssen den gleichen Anspruch 
auf eine gute Rente haben.

Die Bundesregierung will das 
Vertrauen der Rentnerinnen  
und Rentner mit einer »Renten- 
garantie« gewinnen. Was ist  
dran an dieser Garantie?

Mit der Rentengarantie wird es keine 
Kürzungen geben. Schlecht ist, dass 
es aber auch auf Jahrzehnte keine 
realen Erhöhungen geben wird. Die 
ausgebliebenen Kürzungen sollen 
zukünftig von den dann anstehenden 
Erhöhungen abgezogen werden –  
die Inflation kürzt die Kaufkraft der 
Renten damit durch die Hintertür. 
Bereits jetzt haben wir durch die 
Aussetzung des Riesterfaktors drei 
Prozent unterbliebene Rentenkür-

zung. Es darf niemand glauben, dass 
diese Kürzungen durch die Rentenga-
rantie aufgehoben sind – nur aufge-
schoben.

Die Rentengarantie ist ein vergiftetes 
Wahlkampfgeschenk. Nach sieben 
Jahren unsozialer Rentenpolitik von 
Rot-Grün und vier Jahren genauso 
ungerechter Rentenpolitik der Großen 
Koalition will man die 20 Millionen 
Rentnerinnen und Rentner nicht als 
Wählerinnen und Wähler verlieren.  
Ich hoffe sehr, dass die Bundestags-
wahl zu einer Abstimmung über gute 
Rentenpolitik wird.

Was ist außerdem nötig für eine 
gute Rentenpolitik?

Die Rente mit 67 muss verhindert 
werden – sie ist nichts anderes als ein 

verstecktes Rentenkürzungspro-
gramm. Anstatt die private Vorsorge 
zu finanzieren muss die solidarische 
Umverteilung innerhalb der gesetz- 
lichen Rente gestärkt werden – zu-
gunsten von Menschen mit niedrigem 
Einkommen, zur Anerkennung von 
Zeiten der Kindererziehung und 
Ausbildung. Dafür muss die gesetz- 
liche Rente auf eine stabile Basis 
gestellt werden – mit einer Erwerbs-
tätigenversicherung, in die auch 
Selbständige, Beamte und Politiker 
einbezogen sind. Und die bei der 
Überleitung von Rentenansprüchen 
aus der DDR entstandenen Ungerech-
tigkeiten müssen 20 Jahre nach der 
Wiedervereinigung endlich behoben 
werden.

Interview: Daniel Wittmer

Im Jahre 19 nach der Einheit stellte  
die Bundestagsfraktion DIE LINKE  
17 Initiativen zur Überwindung von 
Ungerechtigkeiten bei der Renten-
überleitung zur Abstimmung. Im 

Rentenüberleitungsgesetz fanden 
viele Besonderheiten bei der Alters-
vorsorge der DDR keine Berücksichti-
gung im BRD-Rentensystem mehr. 
Betroffen sind nicht nur – wie manch-

mal behauptet – staatsnahe Personen 
aus der DDR. Auch Geschiedene, 
Balletttänzer/innen oder Beschäftigte 
von Bahn und Post haben darunter zu 
leiden.

Ein Beispiel: Beschäftigte in den 
Gesundheits- und Sozialberufen 
erhielten in der DDR bei der Renten-
berechnung eine besondere Erhöhung. 
Das geschah in »Würdigung der 
physischen und psychischen Belas-
tungen im Beruf und des selbstlosen 
Einsatzes bei der Behandlung und 
Pflege kranker Menschen«. Auf diese 
Absicherung vertrauten alle, die einen 
solchen Beruf ergriffen. Nach der 
Rentenüberleitung ist eine solche 
Regelung nicht mehr vorgesehen.

In ihren Sonntagsreden stimmen sie 
meist für einheitliche Lebensverhält-
nisse – aber wenn es hart auf hart 
kommt, stimmen die Abgeordneten 
von CDU, SPD, Grünen und FDP dann 

doch fast alle für die Fortschreibung 
der Rentenungerechtigkeiten. Da 
namentlich abgestimmt wurde, lässt 
sich im Protokoll und auf der Home-
page www.linksfraktion.de nachvoll-
ziehen, wie jeder Abgeordnete 
gestimmt hat.

Gregor Gysi hält der Bundesregierung 
vor, dass sie auf eine biologische 
Lösung setze: »Sie wissen, dass jedes 
Jahr Betroffene sterben und es immer 
weniger werden, die einen Anspruch 
haben.« Und er fügte deutlich hinzu, 
dass das Argument, es sei kein Geld 
da, nicht zieht: »In einer Woche 
können Sie 480 Milliarden Euro für 
die Banken bereitstellen, aber diese 
lächerlichen Beträge haben Sie 
nicht.«

Eine 72seitige Broschüre mit allen 
Anträgen sowie Begründungen gibt 
es im Roten Laden (Weidenweg 17, 
10249 Berlin).

»Die Rentengarantie ist  
ein vergiftetes Geschenk«

Ostrenten-Unrecht  
im Bundestag fortgeschrieben

Klaus Ernst spricht auf seiner Kundgebung  
der Gewerkschaftsjugend gegen die Rente mit 67

Abgeordnete der Linksfraktion beim Protest gegen die Rente mit 67




